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II- 40$() der Beilagen zu den stenograp·hisihen Protoko!Ien des Natir)Dalrates 

XlII. Gesetzgebungsperiode 
~\ p.EPUBLIK ÖSTERREICH 

I Der Bundesminister für Verkehr 
1f19/A.Bo 

ZU "1110 /J. 
Präs. ~L._~_6..L.JjillL j972 

ANFRAGEBEANTWORTUNG 

betreffend die schri±~tliche Anfrage der Abgeord= 
neten zum: Nationalrat DroKeimel 9 Nr.410/J-NR!72 
vom 26 .. 4o~972~ IlTelefonverkehr in Österreichito 

Zu obiger Anfrage erlaube ich mir, folgendes mi-tzuteilen g 

'Die von Ihnen geschilderten Sachverhalte auf dem Telefon­
sektor? und zwar sowohl auf dem Sektor der NeuanschlUsse 

als auch bei~ Durchwählverkehr, sind mir bekannto rch 
bj.tte jedoch: zu bedenken, daß eine grundlegende Neu.­
orientierung in bezug auf die Planungspolitik erst durch 
das im Jahre! 1964 beschlossene Fernsprechbetriebs­

Investitions~esetz möglich wurdeo Vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes war eine bedarfsdeckende langfristige 
Pla...'"lung der Vollautomatisierung und Erwei terullg des 
öffentlichen Fernsprechnetzes nicht möglich, da die 
jewells verfügba.ren Kl.'edi te nich-c längerfristig im 

voraus bekrulnt waren und zudem nicht dem Investitions"'" 
erfordernis ient sln:-acileil 0 

I 

Erst durch das o.aoGesetz ~lurde die Voraussetzung ge­

schaf.fen~ ne!ben der Vollautomatisierung des öffentlichen 

Fernsprechne-tzes die jährliche Zuschaltung von 500000 
und inden Jahren 1968 - 1972 von 60~000 zusätzlichen 
Teilnehmera~schlüssen zu ermöglicheno vlährend rni t diesen 
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Quoten der jär~liche Bedarf von Neuanschlüssen bis 1968 

annähernd gedeckt werden konnte, stieg die Warteliste 
ab 1969 trotz der genannten Erhöhung der jährlichen 
Zuwachsrate stark an. 

Eine ähnliche Entwicklung ergab sich auch hinsichtlich 
des Fernsprechfernverkehrsa 

Die angeführten Schwierigkeiten sind jedoch nicht auf 
Österreich beschränkt. Wartelisten und Verkehrsbehinde­
rungen sind auch in anderen Ländern aufgetreten, die 
sich fernsprechmäßig auf einem annähernd gleichen Ent­
\'licklungsstand ,-de Österreich befinden .. 

Die Österreichische Post- und Telegraphenverwaltung 
ha-i; im Hinblick auf den in den Folgejahren zu erwarten­
den noch größeren Bedarfsanstieg unter Bedachtnah.me auf 
den Umstand, daß eine bedarfsdeckende Steigerung der 
Fertigungskapazität der österreichischen Fernmelde­
industrie nur stu~enweise und längerfristig realisiert 
werden keIm, bereits im Jahre 1970 ein neues Ferr...melde­
investitionsprogramm für die Jahre 1973 bis 1976 auf­
gestellt. Durch die Vervd.rklichung dieses Programmes 

würde nicht nUr der in diesen Jahren zu erwartende 
Bedarf an Fernsprechansch.lüssen gedeckt, ein \1ei t­
gehender Abbau der viarteliste erreicht -u-l1d der für 
eine klaglose Verkehrsabwicklung notwendige Ausbau 
der Fernverkehrseinrichtungen sichergestellt, sondern 
auch der Ausbau des Fernschreib-Daten- und Ftmknetzes 
in ausreichendem .Ivlaße ermöglicht werden. Eine finan­

zielle Voraussetztmg für die Realisierung dieses Pro­
grammes wu.rde durch das Fernmeldeinvestitionsgesetz, 
BGBl.Nr.312/1971, geschaff~n. 
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Eine weitere Voraussetzung für die Erfüllw1g dieses 
ProgramJues besteht jedoch darin, daß die benötigten 
zusä-i;zlichen Dienstposten . rechtzei tig genehmigt und 

auf dem Arbeitsmarkt geeignete Kräfte gefunden werden 
könneno 

Durch die im Jahre 1970 eingetretene sprunghafte 
Steigerung des Eedarfes an Fernsprechanschlüssen 
konnte mit den durch das Fernsprechbetriebs­
Investitionsgesetz verfügbaren Mitteln das Auslangen· 
nicht gefunden werden. Um jedoch den Engpaß zu über= 
brücken, der durch die Überschneidung des laufenden 
Fernsprechbetriebs-Investitionsgesetzes und des Fern~ 
meldeinvestitionsgesetzes eingetreten ist 9 hat sich 
vorerst das Bu...'1desland vlien bereit erklärt 9 in seinem 
Bereich zusätzliche Fernsprechanschlüsse vorzufinanzie~ 
ren& Der 11.i6zu gewährte Kredit wird in den Jahren 
i 974 - 1976 zurückgezahlt \'Jerdeuo In der Folge haben 

sich auch die B~~desländer Vorarlberg 9 Oberösterreich, 
Niederösterreich und Tirol zur Vorfinanzierung zusätz­
licher .. 6.A nschlüsse entschlossen, um bereits im laufenden 
Jal".Ll:" dem starken .A....'I1.stieg der Vlarteliste entgegeu\'lirken 
zu könneno Durch diese begrüßenswerte Aktion der Länder 
w·ird die ÖsterreichiEd1e Post- und Telegraphen.ver'\'.fal tung 

den im Rahmen d.es Fernmeldeinvestitionsgesetzes>fUr das 
laufende Jahr mit 810600 angesetzten Te:Llnehmerzuwachs 
auf t.iber 101.000 steigern könneu$ In diesem Zusammen­
hang muß ich die in der Anfragebxeantwortung enthaltene 
Behauptung? die Bundesländer \r;ürdel1 gerade~zu lferpreßt U ~ 

entsprechende Millionenbeträge zu leisten, entschieden 
zurückvieisenQ Alle Lfu~der naben~ wie schon oben ausge­
führt, im Interesse einer besseren Telephonversorgung 
durch die Herstellung zusätzlicher ~~schlüsse eine 
Vorfinanzie~ID1g angeboten. 
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Die dem ne~en Fernmeldeinvestitionsprogramm zugrunde­
liegende Bedarfs.berechnung sieht vor, daß durch die 
Herstellung von 573.000 neuen Fernsprechanschlü~sen 
die Warteliste auf einen voraussichtlichen Rest von 
60.000 Telephonanwärtern reduziert wird~ 
Für die nächsten 4 Jahre sind demgemäß folgende 
Teilnehmerzuwachsraten festgelegt worden: 

1973 ob 0 0 Q 1180000 Anschlüsse 

1974 000. 0 1350000 If 

1975 • <') 0 4) 150,,000 n 

'1976 • (I. G & 170 .. 000 tI 

In der obigen Aufstellung sind bei den im Jahre 1973 
enthaltenen 118$000 PJlschlüssen gegenüber dem dem 
Fernmeldeinvesti tiol1sgesetz zugrundelj.egenden Fern­

meldeinvestitionsprogramm noch zusätzlich 10.000 
Anschlüsse ent·hal ten, deren Herstellung durch die 

Sonderfinanzierung ermöglicht wirdo 

Zur Be1'Jäl tigUllg des C! uTch die Zuschal tUZlg von 573" 000 
Anschlüssen zu erwartenden gesteigerten Fernsprech­
verkehrs und des mit durchschnittlich 15 % pro Jahr 
steigend en Verkehrszuwachses beim S el'bs-c"\flTählfern­

verkehr wird im Investitionszeitraum uoa~ die Ver­
legung von 2 ~ 059 km Fern-~ und l'Ietzgruppenkabel, von 

18~550 km Ortsnetzkabel sowie von 45.400 km ober­
i:.cülschen Or·tsnetzlei "tungen vorgenommen. 

Des vlei teren wird der Aufbau von Einrichtungen zur 

Schaltung von 1.122 km Richtfunkstrecken und zur 
Schaltun.g VOll 1,525.073 Kanal-Kilometer an Weiter­
verkehrssp:rechkreisel1 vorgenommen .. 
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Ebenso wird der Austausch veralteter, teilweise aus 
der Zeit von 1930 stammender Wählamts- und Fernschreib~ 
amtseinrichtungen erfolgenG 

Auf dem Hochbausektor werden Hochbaumaßnahmen einschließ­
lich G~unde~lerb und Beschaffung von Einrichtungsgegen­
ständen für 34 \'lähläm-ter und 17 Richtfu.."'1kstationen 
durchgeführt 0 

Ich darf jedochbetonen 9 daß die voraugeführten 
Inv8sti tionsvorhaben auf Grund des Fernmeldeinvesti tj.ons= 
programmes durch eine FUlle von :Detailmaßnalunen wie Z oB" 

durch den Einsa-cz von transportablen Wählämtern, welche 
gleichfalls der bessel'en . Fernsprechversorgung di.enen~ 

ergänzt "V/erden" 

Zu Punkt 4) 
_ ... "". d -=;:$UL.~_ 

Die für eine klaglose Ab\1:1.cklung des Selbstwählferll­
verkehrs in den Jahren 1971 und 1972. erforderlichen 
Einrichtungen wurden bereits im Ja..ltre 1970 festgelegt" 

Durch einen Lieferverzug der Herstellerfirmen 9 aber 
auch wegen der aus baulichen Gründen verspäteten 
Bereitstellung der benötigten Räume in Wien, konnte 

der vorgesehene Aufbauter!ninplan jedoch 11icht einge .... 
halten werden, so daß es in einigen Gebieten bzwo 

VerkehrsreJ.ationen zu unliebsamen Verkehrsbehinderun­
gen gekommen isto 

In den beiden \'fiener l!\ernwählämtern 2.n.1 Schillerplatz 

und Eörseplatz wal' wegen der akuten Rau..nmot die Verle­
gung von Fernwahleinrichtungen in Ortsämter erforderlich~ 

ehe mit der Erweiterung der anderen Einrichtungen begon= 
neu werden konnte 0 Diese schon im I\fovember 1970 in 

-6 

419/AB XIII. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 5 von 6

www.parlament.gv.at



- 6 -

in Angriff genommenen umfangreichen fernmeldetechnischen 
und zum Teil auch hochbaulichen Arbeiten werden im Juni 
d.J. abgeschlossen sein, sq daß m.mmehr der kabelmäßig 
bereits vorbereitete Aufbau der vorgesehenen Fernwahl­
einric4tungen durchgeführt werden kann. 

Obwohl die Montage dieser Einrichtungen wegen der begrenz­
ten Lieferleistungen und Montagekapazität der Hersteller­
firmen erst Mitte kommenden Jahres abgeschlossen werden 
kann, werden die geg.enwärtig vorhandenen Verkehrsbehinde~ 
rungen, wie dies für das Ortsamt Wien Neutorgasse in der 
ersten Mai-Hälfte bereits geschehen ist, schwerpunkt­
mäßig noch während der Montagearbeiten so weit wie mög­
lich entschärft '\tlerden~ Hiedurch wird bereits im Sommer 
dieses Jahres eine gewisse und bis Anfang 1973 eine 
merkliche Verbesserung in der Abwicklung des Selbstwähl­
fernverkehrs eintre-t;en .. 

1Jlien, am 16.Juni 1972 
Der Bundesminister: 

~-"",--,-. __ .. --_.-.., ... ~ 
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